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EL Ergdnzungsleistungen
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SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

BVG Bundesgesetz Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
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KdK Konferenz der Kantonsregierungen

OAK BV Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge
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AVS Assurance-vieillesse et survivants
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ats
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CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
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AC assurance-chdmage

CrEDH Cour européenne des droits de I'hnomme

PC Prestations complémentaires

APG allocations pour perte de gain

Uss Union syndicale suisse

AOS Assurance obligatoire des soins

USAM Union suisse des arts et métiers

LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et
invalidité

CdC Conférence des gouvernements cantonaux

CHS PP Commission de haute surveillance de la prévoyance professionnelle

FSS Fédération Suisse des Sourds

LAPG Loi fédérale sur les allocations pour perte de gain en cas de service et de
maternité (Loi sur les allocations pour perte de gain)

LAVS Loi fédérale sur I'assurance-vieillesse et survivants

UPS Union Patronale Suisse

ACS Association des communes suisses

RIP Réduction individuelle de primes

FER Fédération des Entreprises Romandes

RHT Indemnité en cas de réduction de I'horaire de travail

CSDE Conférence suisse des délégué-e-s a |'égalité

PT Prestation transitoire
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ADF Association des droits de la femme
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.03.2023
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Ende Mérz veroffentlichte die SPK-SR den Bericht zur Vernehmlassung der Umsetzung
der vier Standesinitiativen (ZG: 19.311, BL: 20.313, LU: 20.323, BS: 21.311), die eine
bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Parlamentsmandat verlangen. Konkret
sollen Frauen nach der Geburt eines Kindes ihre Mutterschaftsentschadigung nicht
mehr verlieren, wenn sie ein politisches Legislativmandat wahrnehmen. Aktuell erlischt
der Anspruch, wenn eine Erwerbstatigkeit wieder aufgenommen wird, wozu auch die
Arbeit als Parlamentarierin gezahlt wird. Dies fuhrt dazu, dass gewahlte
Parlamentarierinnen entweder nicht an Sitzungen teilnehmen oder aber den Auftrag
der Wéhlenden wahrnehmen, dadurch aber auf ihre Entschadigung verzichten mussen.
Dies soll mit einer Revision des Erwerbsersatzgesetzes geandert werden. Die Vorlage
sieht vor, dass eine Teilnahme an Plenar- oder Kommissionssitzungen auf allen drei
foderalen Ebenen durch eine Frau - Manner bzw. Vaterschaftsurlaubsregelungen
wurden explizit ausgenommen - deren Anspruch auf Mutterschaftsentschadigung nicht
mehr beeintrachtigt, es sei denn, es bestehe eine Stellvertretungsiésung.

Die Mehrheit der 53 eingegangenen Stellungnahmen in der Vernehmlassung
unterstitzten den Umsetzungsvorschlag. Von den 25 antwortenden Kantonen (GR hatte
auf eine Stellungnahme verzichtet), sprachen sich 18 dafir aus, Aargau, Nidwalden und
Genf wollten die Einschrankung durch die Stellvertreterldésungen streichen und
Solothurn wollte nicht bloss Plenar- und Kommissionssitzungen, sondern sémtliche mit
einem Mandat verbundenen Tatigkeiten auffuhren. Gegen die Vorlage stellten sich
Appenzell Ausserrhoden, Thurgau wund Schwyz, die eine Aufweichung des
Mutterschutzes beflrchteten: Die Regelung kénnte dazu fihren, dass sich Mitter mit
einem politischen Mandat verpflichtet flhlten, ihren Mutterschaftsurlaub zu
unterbrechen, so die Begrindung. EVP, FDP, GLP, GP, Mitte und SP begrissten die
geplante Umsetzung, die SVP lehnte sie ab, weil sie eine Besserbehandlung von
Politikerinnen gegenlber anderen berufstatigen Frauen bedeute. Umstritten war die
Vorlage bei den Verbanden. Bei den Gewerkschaften begrisste der SGB die Vorlage
grundsatzlich, warnte aber vor weiteren Lockerungen; Travail.Suisse stellte sich gegen
jegliche Lockerung des Mutterschutzes und lehnte die Vorlage ab. Die
Arbeitgeberverbéande (SAV und SGV) kritisierten die Ungleichbehandlung und forderten
eine Lockerung der Kriterien fur Mutterschaftsurlaub flr alle Frauen, standen der
Vorlage also eher ablehnend entgegen. Verschiedene Frauenverbédnde (AllianceF, SKG
und SVF) begrussten die Vorlage zwar, verlangten aber weitere Flexibilisierungen
hinsichtlich zeitlicher Gestaltung des Mutterschaftsurlaubs generell und einen Verzicht
auf die Ausnahme hinsichtlich  Stellvertretungsregelung. Es  kénne bei
Kommissionssitzungen, die haufig Stellvertretungsregelungen kennen, wichtig sein,
persoénlich anwesend zu sein.

Die SPK-SR beschloss aufgrund der Vernehmlassungsresultate, an der ursprunglichen
Loésung festzuhalten und lediglich die Teilnahme an Kommissions- und Plenarsitzungen
zu regeln, im Falle von moglichen Stellvertretungsidsungen aber keine Ausnahmen zu
machen. Die Vorlage geht in die parlamentarische Beratung. '

Sozialpolitik
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BERICHT
DATUM: 31.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Jahresriickblick 2020: Sozialversicherungen

Uber den Themenbereich «Sozialversicherungen» berichteten die Medien im Jahr 2020
deutlich weniger als in den Vorjahren (ersichtlich in Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2020). Jedoch war die Berichterstattung zu Beginn des Jahres noch
vergleichsweise stark (vgl. Abbildung 1); zu diesem Zeitpunkt dominierte die Frage nach
den Uberbriickungsleistungen und damit nach der Schaffung einer neuen
Sozialversicherung. Diese Frage wurde bis zum Ende der Sommersession 2020 geklart,
als das Parlament die Vorlage in der Einigungskonferenz und somit noch vor der
Abstimmung Uber die Begrenzungsinitiative, die Corona-bedingt auf Ende September
hatte verschoben werden mussen, bereinigte. Das von Mitgliedern der SVP angestrebte
fakultative Referendum kam nicht zustande. Neu erhalten somit Ausgesteuerte ab 60
Jahren UL, wenn sie mindestens 20 Jahre, fiinf davon ab dem Alter von 50 Jahren, in
die AHV einbezahlt haben, ihr Erwerbseinkommen mindestens 75 Prozent des AHV-
Hochstbeitrags betrug und ihr Reinvermégen unterhalb der EL-Vermodgensschwelle
liegt.

Nach diesem Anfangsinteresse an den Sozialversicherungen geriet die Thematik
aufgrund der Corona-Pandemie stark in den Hintergrund. Zwar wurden die
Kurzarbeitsentschadigung sowie der Erwerbsersatz als zwei der drei Hauptmassnahmen
zur Abfederung der Auswirkungen der Pandemie (neben den Corona-Krediten)
wichtiger als jemals zuvor, dies widerspiegelte sich jedoch nicht in der entsprechenden
medialen Berichterstattung (siehe Abbildung 1). Dartiber hinaus wirkte sich Corona auch
stark auf die Debatte im Krankenversicherungsbereich sowie bezlglich der finanziellen
Lage des AHV-Ausgleichsfonds und der Pensionskassen aus.

Besonders viele Neuerungen gab es im Jahr 2020 bei der Arbeitslosenversicherung
(ALV). Noch vor Ausbruch der Pandemie bereinigte das Parlament die Vorlage zur
Vereinfachung der Bestimmungen zur Kurzarbeit im Arbeitslosenversicherungsgesetz
und sah darin unter anderem vor, dass der Bundesrat bei schwieriger Konjunktur die
Hochstbezugsdauer fir Kurzarbeitsentschédigung (KAE) verlangern kann. Aufgrund des
Abbruchs der Frihjahrssession konnte die Schlussabstimmung zum Gesetz erst in der
Sommersession durchgeftihrt werden. Als der Bundesrat wahrend der ersten Corona-
Welle entschied, zur Abfederung der Pandemie unter anderem auf
Kurzarbeitsentschadigungen zu setzen, stitzte er sich in seiner Verordnung somit
noch auf die bisherigen Gesetzesbestimmungen. Von diesen bundesratlichen Corona-
Massnahmen zur ALV fiel insbesondere die Ausdehnung des Zugangs zu KAE auf
zusatzliche  Kategorien  von  Erwerbstatigen, etwa auf nicht kundbare
Temporarangestellte, Lehrlinge oder arbeitgeberahnliche Angestellte ins Gewicht.
Damit die ALV die Massnahmen finanzieren konnte - bei Uberschuldung der ALV tritt
ihre Schuldenbremse in Kraft, wodurch die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitrage im
Folgejahr erhéht werden missen -, sprach das Parlament auf Antrag des Bundesrates in
der ersten Nachmeldung zum Nachtrag | zum Voranschlag 2020 eine Zusatzfinanzierung
von CHF 6 Mrd. und erhohte diese im Nachtrag Ila um weitere CHF 14.2 Mrd. Diese
Zusatzfinanzierung bedurfte jedoch einer Anderung des AVIG, welche National- und
Sténderat in der Herbstsession 2020 guthiessen.

Neben den KAE setzte der Bundesrat zur Bewaltigung der Pandemie auch auf
Erwerbsersatz, dessen Einsatz er ebenfalls in einer Verordnung regelte. Neu sollten
nicht nur Dienstleistende der Schweizer Armee und Mutter nach der Geburt in den
Genuss von EO kommen, sondern temporar und unter gewissen Bedingungen auch
Selbstandigerwerbende, sofern ihr Betrieb vom Bund geschlossen wurde, sie sich in
arztlich verordnete Quarantdne begeben mussten oder wegen Betreuungsaufgaben
ihrer Arbeit nicht nachgehen konnten. Betreuungsaufgaben wegen Schulschliessungen
konnten Uberdies auch Angestellte geltend machen. Flr diese Massnahme genehmigte
das Parlament einen Nachtragskredit tber CHF 4 Mrd., zumal auch der EO-Fonds nur
flussige Mittel von CHF 1 Mrd. aufwies.

Diskutiert wurde im Bereich der Krankenversicherungen vor allem dariber, wer die
hohen Corona-Kosten im Gesundheitswesen Ubernehmen soll: Zwar wurden fur die
Krankenkassen fur das Jahr 2020 wegen Corona tiefere Kosten erwartet, zumal
zeitweise alle nicht dringlichen Behandlungen untersagt worden waren, teuer wirden
hingegen ebendiese Ausfalle von Behandlungen fur die Spitéaler werden.

Unabhéngig von der Corona-Pandemie waren Bundesrat und Parlament im
Krankenversicherungsbereich sehr aktiv, insbesondere bei den Massnahmen zur

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



Kostendémpfung, von denen sie sich eine Eindémmung des Prémienanstiegs erhofften.
Das erste Massnahmenpaket teilte die SGK-NR vor der ersten Ratsbehandlung im Mai
2020 in zwei Teile auf: In einem ersten Schritt sollten im Teilpaket 1a die weniger
umstrittenen Aspekte behandelt werden, wobei sich bei den Behandlungen rasch
zeigte, dass es im Gesundheitsbereich beinahe keine unumstrittenen Aspekte gibt.
Entsprechend begann der Nationalrat noch vor Abschluss dieses Teilpakets mit der
Behandlung des Teilpakets 1b mit den als umstrittener eingeschatzten Massnahmen.
Gleichzeitig fuhrte der Bundesrat zwischen August und November 2020 auch eine
Vernehmlassung zum zweiten Massnahmenpaket zur Kostendémpfung durch, dessen
Hauptmassnahme die Einfuhrung einer Zielvorgabe flr die Kostenentwicklung in der
OKP darstellt. Da auch die von der CVP in der Zwischenzeit erfolgreich eingereichte
eidgendssische Initiative  «Fur tiefere Préamien» eine Kostenbremse im
Gesundheitswesen forderte, schlug der Bundesrat das zweite Massnahmenpaket als
indirekten Gegenvorschlag zur CVP-Initiative vor.

Auch der Pramien-Entlastungs-Initiative der SP stellte der Bundesrat mit der Vorlage zu
den individuellen Pramienverbilligungen einen indirekten Gegenvorschlag zur Seite.
Darin beantragte er als Reaktion auf die stetige Senkung der IPV-Beitrage durch die
Kantone, die entsprechenden Kantonsbeitrage an die kantonalen Bruttokosten sowie an
die verbleibende Pramienbelastung zu knlUpfen. Auch diesen Gegenvorschlag schickte
er in der Folge in die Vernehmlassung. Mit der KVG-Erganzung Uber die Vollstreckung
der Préamienzahlungspflicht der Versicherten, dem Bundesgesetzes Uber die
Datenweitergabe der Versicherungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
standen auch zwei auf parlamentarischen Initiativen basierende Gesetzesvorlagen kurz
vor oder am Anfang der parlamentarischen Beratung, wahrend bei der Einflhrung eines
monistischen Finanzierungssystems fir die Gesundheitsleistungen (EFAS) 2020 keine
Fortschritte erzielt werden konnten. Abgeschlossen wurde hingegen die Vorlage zur
Zulassung von Leistungserbringenden in der Sommersession 2020, mit welcher die
bisher zeitlich befristete Zulassungsbeschrankung der Leistungserbringenden
permanent geregelt wurde. In der Wintersession 2020 einigten sich die Rate auch auf
neue Regelungen zur Vergltung des Pflegematerials.

Der Themenbereich Altersvorsorge erhielt im Jahr 2020 von den Medien deutlich
weniger Aufmerksamkeit als in den Vorjahren. Dies hing sicherlich einerseits damit
zusammen, dass anders als in den Jahren 2017 (Altersvorsorge 2020) und 2019 (STAF)
keine eidgendssische Abstimmung zu diesem Thema stattfand. Andererseits Uberdeckte
auch in diesem Themenbereich die Corona-Berichterstattung verschiedene, durchaus
berichtenswerte Ereignisse. So machte der Bundesrat bezlglich der Reform der
beruflichen Vorsorge einen Schritt vorwarts. Nachdem der Arbeitgeberverband,
Travail.Suisse und der Gewerkschaftsbund im Juli 2019 ihren Kompromissvorschlag fur
die BVG-Revision prasentiert hatten, wurden bald von allen Seiten Kritik und
Alternativvorschlége laut, insbesondere bezlglich des Rentenzuschlags im
Umlageverfahren. Dennoch entschied sich der Bundesrat Ende November 2020 in der
Botschaft zum neu als «BVG 21» betitelten Geschaft, am Kompromiss der Sozialpartner
festzuhalten.

Wenige Aktivitaten gab es bezlglich der Revision der AHV. Zwar begann die SGK-SR im
August 2020 die Vorberatung der Vorlage zur Stabilisierung der AHV (AHV 21), diese
dauerte jedoch aufgrund vertiefter Abklarungen so lange, dass die Vorlage im Jahr 2020
noch nicht im Plenum beraten werden konnte.

Fur zwei Volksinitiativen zur Altersvorsorge - fur die Volksinitiative «Berufliche
Vorsorge - Arbeit statt Armut» sowie fur die Volksinitiative «fur eine
generationengerechte Altersvorsorge (Vorsorge Ja - aber fair)» - verstrichen die
Sammelfristen im Jahr 2020 unbenutzt. Zudem wurde im Februar 2020 die
Volksinitiative «Fir ein besseres Leben im Alter (Initiative fur eine 13. AHV-Rente)»
durch den Gewerkschaftsbund lanciert. Einiges zu reden wird zuklnftig auch ein Urteil
des EGMR geben, der die Schweiz wegen unzulassiger Ungleichbehandlung von Witwen
und Witwern rugte: Das Gericht kritisierte, dass ein verwitweter Vater nur eine Rente
erhalt, bis seine Kinder volljéhrig sind, wahrend verwitwete Mutter ein Leben lang eine
Rente erhalten.

Doch auch das Thema «Altersvorsorge» blieb von der Corona-Pandemie nicht
unberihrt. So verloren sowohl der AHV-Ausgleichsfonds als auch die Pensionskassen
durch den Corona-bedingten Aktiensturz viel Geld. Die OAK BV berichtete im Mai 2020,
dass der Deckungsgrad der Pensionskassen durchschnittlich um é Prozent auf 105.6
Prozent gefallen war, vermeldete dann aber im Laufe des Jahres wieder steigende
Zahlen: Ende September 2020 lag der durchschnittliche Deckungsgrad bereits wieder
bei 110.2 Prozent. Auch das BSV erwartete mittelfristig nur geringe Folgen durch die
Pandemie - es nutzte fur seine Prognose gemass NZZ aber auch positivere
Wirtschaftsprognosen als die restliche Bundesverwaltung. Ein grosses, nicht nur

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 28.08.2019
ANJA HEIDELBERGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

Corona-bedingtes Problem im Rahmen des BVG I6ste der Bundesrat Anfang Juli, als er
der Auffangeinrichtung BVG erlaubte, Gelder bis CHF 10 Mrd. aus dem
Freiztgigkeitsbereich zinslos und unentgeltlich bei der Bundestresorie anzulegen. Da
Freizlgigkeitsguthaben nicht mit Negativzinsen belastet werden dirfen, war eine
sichere Anlage der Gelder aufgrund der Negativzinsen zuvor kaum moglich gewesen.

Schliesslich  schloss das Parlament in der Sommersession 2020 auch die
Weiterentwicklung der IV erfolgreich ab. Mit der Vorlage hatte der Bundesrat
beabsichtigt, die bisher noch wunzureichende Wiedereingliederung bei Kindern,
Jugendlichen und Menschen mit psychischen Erkrankungen zu verbessern. Entgegen
anfanglicher Entscheide des Nationalrats, die Kinderrenten zu senken und die
Kinderrenten in «Zulage fur Eltern» oder «Zusatzrente fur Eltern» umzubenennen,
entschied sich das Parlament zum Schluss, auf beide Massnahmen zu verzichten. ?

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Zwischen April und Juli 2017 fand die Vernehmlassung zur Anderung des AHVG zur
Modernisierung der Aufsicht in der 1. Sdule und Optimierung in der 2. Saule der
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge statt. 73 Organisationen, darunter alle
Kantone sowie die KdK, vier in der Bundesversammlung vertretene Parteien sowie
verschiedene Verbénde der Wirtschaft, Fachverbande oder Durchfuhrungsstellen,
beteiligten sich an der Vernehmlassung, wie das BSV in seinem erst im August 2019
erschienenen Ergebnisbericht zur Vernehmlassung erklarte. Der Bundesrat definierte in
seiner Botschaft vier Hauptpunkte der Revision: die risiko- und wirkungsorientierte
Aufsicht, die Verbesserung der Governance in der 1. Sdule, die Steuerung und Aufsicht
Uber Informationssysteme und die punktuelle Optimierung der 2. Séaule.

9 Kantone unterstiitzten die Anderungen zur 1. Sdule grundséatzlich; 14 weitere Kantone
flrchteten trotz ihrer eigentlichen Zustimmung um die kostengtnstige Durchfihrung
der Aufsicht. Die SP - und mit ihr der SGB und Travail.Suisse - hielt eine Anpassung des
Systems insgesamt fur angemessen, die CVP beflrwortete eine Beschréankung der
Gesetzesanderung auf alle Aspekte zur Modernisierung der Aufsicht. Die FDP und die
SVP lehnten die Anderung ab, da sie punktuelle Korrekturen bevorzugen wiirden und die
Kosten der Revision furchteten. Letztere Ansicht teilten auch der Arbeitgeberverband
und der Bauernverband, Centre Patronal und FER. Die Vorsorge- und
Versicherungseinrichtungen forderten insbesondere eine Beibehaltung des bisherigen,
dezentralen Systems. Zahlreiche unterschiedliche Organisationen (verschiedene
Kantone, die FDP oder Mitglieder des SGV) kritisierten Uberdies die starke
Konzentration der Vorlage auf operative Fragen. Grosstenteils auf Zustimmung stiessen
hingegen die Massnahmen in der 2. Saule. *

Soziale Gruppen
Familienpolitik

Im November 2018 veréffentlichte der Bundesrat die Botschaft fiir eine Anderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschadigung bei langerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund fur die Revision des EOG sei eine Rechtslicke bei
der Mutterschaftsentschadigung, da die Mtter bei Uber dreiwdchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschadigung aufschieben kénnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschadigung Leistungen vorsédhen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusétzliche Entschadigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verléangerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kindigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben mussten und die
Mutter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstétigkeit wieder aufnéhmen. Die
Zusatzkosten von jahrlich CHF 5.9 Mio. wirden durch die aktuellen Einnahmen der EO
gedeckt.

Bei der Vernehmlassung von Marz bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, funf im
eidgendssischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbande beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
Bindung zum Kind - der Zweck des Mutterschaftsurlaubs - auch im Spital geschehen
kénnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht fur die Mutter, dass sie bereits vor der
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Geburt geplant héatten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, fur
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines gultigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen fiir eine Uberprifung durch die Ausgleichskassen anhand der spéater
entrichteten Beitrage aus, wéhrend die SP eine Ausdehnung der Entschadigung auf alle
Frauen unabhangig ihrer Erwerbstatigkeit forderte. Darlber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Licken im sozialen Netz bezlglich
Mutterschaftsentschadigung schliesse. *

1) BBI, 2023 934; BBI, 2023 935; Medienmitteilung SPK-SR vom 31.3.23; Vernehmlassungsbericht
2) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Sozialversicherungen

3) Bericht zur Vernehmlassung; Ergebnisbericht vom 28.8.19

4) BBI 2020, S. 141 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
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